
I. BKWid/VtrBRKGuaAnO
Anordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten für den Erlass von Widerspruchsbescheiden und die
Vertretung des Bundes bei Klagen von Beschäftigten des Bundeskanzleramtes in Angelegenheiten nach dem
Bundesreisekostengesetz und der Auslandsreisekostenverordnung einschließlich der hierzu ergangenen
Verwaltungsvorschriften
Stand: 10.06.2019 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Nach § 126 Absatz 3 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes wird dem Bundesverwaltungsamt die Befugnis
übertragen, über Widersprüche von Beschäftigten des Bundeskanzleramtes in Angelegenheiten nach
dem Bundesreisekostengesetz und der Auslandsreisekostenverordnung einschließlich der hierzu
ergangenen Verwaltungsvorschriften zu entscheiden, soweit das Bundesverwaltungsamt selbst den mit
dem Widerspruch angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat. Das Bundeskanzleramt behält sich vor,
im Einzelfall über Widersprüche selbst zu entscheiden.
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